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LANDKREIS

FREISINGAmtsblatt des Landratsamtes Freising
Nummer 41

Satzung
zur Regelung der Entschädigung der Kreisrätinnen und Kreisräte

und ehrenamtlich tätigen Kreisbürgerinnen und Kreisbürger
– Entschädigungssatzung – in der Fassung vom 28.07.2026

Der Landkreis Freising erlässt aufgrund der Art. 14 a und 17 der Landkreisordnung für den Freistaat 
Bayern (BayRS 2020-3-1-l) in der Fassung vom 23.12.2019, folgende Satzung:

§ 1
Allgemeine Entschädigung, Sitzungsgelder

(1) Die Kreisrätinnen und Kreisräte erhalten für den allgemeinen Mandatsaufwand eine monatliche 
Entschädigung (Art. 14 a Abs. 1 LKrO) in Höhe von 60,00 €. Damit ist auch eine gelegentliche Inan-
spruchnahme außerhalb von Sitzungen (z. B. für Ehrungen, Gratulationen u. dgl.) abgegolten. Kreis-
rätinnen und Kreisräte, die das eingeführte Ratsinformationssystem nutzen, erhalten zusätzlich zur 
Entschädigung für den allgemeinen Mandatsaufwand eine monatliche Technikpauschale in Höhe 
von 50,00 €.

(2) Die Kreisrätinnen und Kreisräte erhalten für jede Sitzung des Kreistages, eines Ausschusses oder 
eines sonstigen von der Landrätin/vom Landrat oder der Stellvertretungen der Landrätin/des Land-
rats geladenen Arbeitsgremiums, an der sie überwiegend teilgenommen haben, eine Entschädigung. 
Die Entschädigung setzt sich zusammen aus:

a.	 einem Sitzungsgeld von 80,00 €;
b.	 einer Fahrtkostenentschädigung nach Art. 6 Abs. 1 Satz 1 Bayerisches Reisekostengesetz vom 

Wohnsitz zum Sitzungsort und zurück an den Wohnsitz. Art. 5 Abs. 5 Satz 2 Bayerisches Reisekos-
tengesetz, wonach die Fahrtkostenentschädigung auf die Kosten eines regelmäßig verkehrenden 
öffentlichen Verkehrsmittels beschränkt wird, findet keine Anwendung.
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Für eine zweite oder weitere Sitzung am gleichen Tag wird eine Fahrtkostenentschädigung zu-
sätzlich nicht gewährt. Im Falle einer Teilnahme an Sitzungen des Kreistages, eines Ausschusses 
oder eines sonstigen von der Landrätin/vom Landrat oder der Stellvertretungen der Landrätin/
des Landrats geladenen Arbeitsgremiums durch Ton-Bild-Übertragung wird keine Fahrtkosten-
entschädigung gewährt.

§ 2
Ersatzleistungen

(1) Kreisrätinnen und Kreisräte erhalten ferner für Sitzungen des Kreistages, eines Ausschusses oder 
eines sonstigen von der Landrätin/vom Landrat oder der Stellvertretungen der Landrätin/des Land-
rats geladenen Arbeitsgremiums, an denen sie überwiegend teilgenommen haben, Ersatzleistungen 
nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5. Diese Leistungen werden nur auf Antrag ausbezahlt.

(2) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern (Art. 14 a Abs. 2 Nr. 1 LKrO) wird der ihnen entstandene 
nachgewiesene Verdienstausfall ersetzt. Die Höhe des Verdienstausfalles ist durch eine Bescheini-
gung des Arbeitgebers nachzuweisen.

(3) Selbständig Tätige (Art. 14 a Abs. 2 Nr. 2 LKrO) erhalten eine pauschale Entschädigung von 30,00 
€ je angefangener Sitzungsstunde. Zur Sitzungsdauer zählt auch die An- und Rückfahrt vom und zum 
Wohnort.

(4) Studierende sowie Personen im Sinne des Art. 14 a Abs. 2 Nr. 3 LKrO, die keine Ersatzansprüche 
nach Abs. 2 oder 3 haben, denen aber im beruflichen oder häuslichen Bereich ein Nachteil entsteht, 
der in der Regel nur durch das Nachholen versäumter Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfs-
kraft ausgeglichen werden kann, erhalten je angefangener Sitzungsstunde eine Entschädigung in 
Höhe von 15,00 €. § 2 Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend.

(5) Nachgewiesene Kosten im Sinne des Art. 14a Abs. 2 Nr. 4 LKrO
für eine notwendige Betreuung von im Haushalt der ehrenamtlich tätigen Kreisrätinnen und Kreis-
räte lebenden

a.	 Kindern, die das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet haben,
b.	 Kindern mit Behinderung, die auf Hilfe angewiesen sind, oder
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c.	 Angehörigen im Sinne von Art. 20 Abs. 5 BayVwVfG mit festgestelltem Pflegegrad nach § 15 
Abs. 1 Satz 1 Elftes Buch Sozialbuch (SGB XI)

werden bis zu einem Höchstbetrag von 30,00 € je angefangener Sitzungsstunde ersetzt; für Personen, 
denen eine Entschädigung nach Absatz 4 dieser Vorschrift zusteht, gilt dies nur, soweit die erstat-
tungsfähigen Betreuungskosten diese Entschädigung übersteigen. § 2 Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 3
Entschädigung für Fraktionssitzungen

(1) Die Mitglieder der im Kreistag vertretenen Fraktionen erhalten jährlich für bis zu 15 nachgewie-
sene Fraktionssitzungen eine Entschädigung in Höhe des Sitzungsgeldes nach § 1 Abs. 2 Buchstabe 
a. Für mehrtägige Fraktionsklausuren wird die Entschädigung für jeden Tag, maximal für zwei Tage, 
gewährt; Fraktionsklausuren zählen im Sinne des Satzes 1 als eine nachgewiesene Fraktionssitzung. 
Dieses Fraktionssitzungsgeld wird nur für die bei der Fraktionssitzung anwesenden Mitglieder aus-
bezahlt. Eine dieser Sitzungen darf außerhalb des Landkreises Freising, jedoch nicht außerhalb Bay-
erns stattfinden. Für diese Sitzung werden neben dem Sitzungsgeld auch Reisekosten erstattet. Art. 5 
Abs. 1 Satz 3 des Bayerischen Reisekostengesetzes ist nicht anzuwenden. Fahrtkosten für mehrtägige 
Fraktionsklausuren werden bis zur Wohnung gewährt. Jedes Fraktionsmitglied erhält höchstens Rei-
sekosten für zwei Tage einschließlich eines Übernachtungsgeldes. Die Fraktionssitzungen können 
auch als Telefon- oder Videokonferenz stattfinden.

(2) Die Regelungen gelten für die Mitglieder der Parteien und Wählergruppen, die keinen Fraktions-
status haben, entsprechend.

§ 3a
Tätigkeit der ehrenamtlichen Kreisrätinnen und Kreisräte; Entschädigung

Die Sitzungsgelder und Aufwandsentschädigungen der Kreisrätinnen und Kreisräte ändern sich zum 
01.05.2029 in der Höhe, der bis dahin festgelegten Erhöhungen der Dienstaufwandsentschädigung nach 
Art. 46 Abs. 3 KWBG.
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§ 4
Entschädigung für den Fraktionsvorsitz

Die Vorsitzenden der im Kreistag vertretenen Fraktionen und die Sprecherinnen/Sprecher der Parteien 
und Wählergruppen erhalten eine zusätzliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 210,00 € monatlich 
und weitere 10,00 € monatlich je Mitglied der Fraktion/Partei und Wählergruppe. Die Fraktionsvorsit-
zenden und Sprecher/innen können verlangen, dass die Entschädigung in einem von ihnen bestimmten 
Verhältnis auf mehrere Personen aufgeteilt wird.

§ 5
Weitere Stellvertreterin/weiterer Stellvertreter der Landrätin/des Landrats nach Art. 32 Abs. 4 LKrO

(1) Der/die vom Kreistag bestellte weitere Stellvertreter/in der Landrätin/des Landrats erhält eine 
monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 700,00 €. § 3a ist entsprechend anzuwenden.

(2) Daneben erhält der/die weitere Stellvertreter/in für Dienstfahrten, die in Ausübung seiner/ihrer 
Funktion mit dem privaten Kraftfahrzeug zurückgelegt werden, eine Wegstreckenentschädigung 
nach Art. 6 Abs. 1 des Bayerischen Reisekostengesetzes. Im Übrigen gilt § 6 Abs. 2 dieser Satzung.

§ 6
Wahrnehmung sonstiger Dienstgeschäfte durch Kreisräte

(1) Für die Wahrnehmung von Dienstgeschäften außerhalb der Sitzungen im Auftrag der zuständi-
gen Kreisorgane gelten § 1 Abs. 2 b (Fahrtkosten) und § 2 (Ersatzleistungen) entsprechend. Der Ort, 
an dem ein sonstiges Dienstgeschäft wahrgenommen wird, und dessen Dauer sind schriftlich nach-
zuweisen.

(2) Für auswärtige Dienstgeschäfte werden Reisekosten nach dem Bayerischen Reisekostengesetz in 
der jeweils geltenden Fassung gewährt.
Wegstreckenentschädigungen werden nach Art. 6 Abs. 1 Bayerisches Reisekostengesetz berechnet. 
Art. 5 Abs. 1 Satz 3 des Bayerischen Reisekostengesetzes ist nicht anzuwenden. Fahrtkosten werden 
bis zur Wohnung erstattet. Sitzungen des Kreistages oder eines Ausschusses innerhalb des Kreisge-
bietes zählen nicht als auswärtige Dienstgeschäfte.
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§ 7
Ehrenamtlich tätige Kreisbürger(innen)

(1) Die Bestimmungen der §§ 1, 2, 3a und 6 gelten für ehrenamtlich tätige Kreisbürger/innen, die 
nicht Kreisräte oder Kreisrätinnen sind, entsprechend, soweit keine spezielle Regelung existiert.

(2) Kreisbürgerinnen und Kreisbürger, die von einem Kreisgremium mit der Wahrnehmung be-
stimmter ehrenamtlicher Aufgaben betraut worden sind, erhalten eine von dem beschließenden 
Kreisgremium der Höhe nach festzusetzende angemessene Aufwandsentschädigung, die auch pau-
schal abgegolten werden kann. Im Falle einer pauschalen Entschädigung ist der persönliche und 
sachliche Aufwand des Beauftragten, der diesem im Zusammenhang mit der Aufgabenerfüllung ent-
steht, vollumfänglich abgegolten. Eine weitere Entschädigung aufgrund einer anderen Regelung in 
dieser Satzung ist hiervon unberührt.

§ 8

Bei Auslegungsfragen oder in besonderen Einzelfällen entscheidet die Landrätin/der Landrat in sinn-
gemäßer Anwendung dieser Satzung.

§ 9

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01.05.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung zur Regelung der 
Entschädigung der Kreisräte und ehrenamtlich tätigen Personen vom 23.07.2020 mit den Änderungen 
vom 08.12.2022 und vom 30.06.2023 außer Kraft.

Freising, 28.07.2026
Landratsamt Freising

gez.
Susanne Hoyer
Landrätin
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Haushaltssatzung
des Zweckverbandes für Rettungsdienst

und Feuerwehralarmierung Erding
für 2026

I.
Aufgrund der Art. 57 ff. der Landkreisordnung – LKrO – in Verbindung mit Art. 34 Abs. 2 und Art. 40 
Abs. 1 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) erlässt der Zweckverband für 
Rettungsdienst und Feuerwehralarmierung Erding folgende

Haushaltssatzung:

§ 1

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026
wird hiermit festgesetzt;
er schließt im Verwaltungshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit	 3.010.300,00 €
und im Vermögenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit		       36.300,00 €	 ab.

§ 2

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen.

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen werden im Vermögenshaushalt nicht festgesetzt.
§4

Die Umlage nach § 16 der Verbandssatzung wird auf		  2.682.600,00 €	 festgesetzt.
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Die Umlagesätze werden wie folgt festgesetzt:
Landkreis Ebersberg						      31,10 %
Landkreis Erding						      29,92 %
Landkreis Freising						      38,98 %

§ 5

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan 
wird auf 200.000 € festgesetzt.

§ 6

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2026 in Kraft.

Zweckverband für Rettungsdienst und Feuerwehralarmierung Erding
Erding, den 19.12.2025

Martin Bayerstorfer
Verbandsvorsitzender

II. 
Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan liegen gemäß Art. 27 und 41 KommZG in Verbindung mit 
Art. 59 Abs. 3 LKrO bis zur nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung in der Ge-
schäftsstelle des ZRF Erding, Alois-Schießl-Platz 6, Zimmer 306.6, während der allgemeinen Geschäfts-
stunden zur Einsicht aus.
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Bekanntmachung
über die Auslegung des Fortschreibungsentwurfs

zur 27. Änderung des Regionalplans München

Teiländerung von Kapitel B II Siedlung und Freiraum und Kapitel B III Verkehr und Nachrichten-
wesen zum Ausbau des Hochtechnologieclusters Luft- und Raumfahrt Ottobrunn / Taufkirchen und 
zur Erweiterung des Regionalen Grünzugs Nr. 9 Isartal im Gebiet der Stadt Moosburg a. d. Isar;
Beteiligungsverfahren gem. Art. 18 des Bayerischen Landesplanungsgesetzes (BayLplG)

Der Planungsausschuss des Regionalen Planungsverbands München hat in seiner Sitzung am 21. Juli 
2026 die Einleitung eines Beteiligungsverfahrens zur 27. Änderung des Regionalplans München zur 
Teiländerung von Kapitel B II Siedlung und Freiraum und Kapitel B III Verkehr und Nachrichtenwesen 
beschlossen.

Diese Fortschreibung zielt darauf ab, in zwei Teilräumen der Region München bestehende Festlegungen 
an neue regionale Entwicklungsvorstellungen anzupassen und zu ergänzen. Es sollen der Ausbau des 
Hochtechnologieclusters Luft- und Raumfahrt in den Gemeinden Ottobrunn und Taufkirchen gefördert 
und im Gebiet der Stadt Moosburg a. d. Isar der Regionale Grünzug Nr. 9 Isartal erweitert werden.

Die zugehörigen Verfahrensunterlagen der 27. Änderung des Regionalplans München sind gemäß Art. 
18 Abs. 1 BayLplG in der Zeit vom 26. August 2026 bis zum 7. Oktober 2026 in das Internet eingestellt. 

Sie können unter folgenden Links heruntergeladen werden:
•	 auf der Homepage des Regionalen Planungsverbands München:

https://www.region-muenchen.com/verfahren
•	 auf der Homepage der Regierung von Oberbayern: 

https://www.regierung.oberbayern.bayern.de/service/raumordnung_landes_regionalplanung/
regionalplanung/muenchen/index.html
bei „Laufende Fortschreibungen des Regionalplans München (14)“

https://www.region-muenchen.com/verfahren
https://www.regierung.oberbayern.bayern.de/service/raumordnung_landes_regionalplanung/regionalplanung/muenchen/index.html
https://www.regierung.oberbayern.bayern.de/service/raumordnung_landes_regionalplanung/regionalplanung/muenchen/index.html
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Gemäß Art. 18 Abs. 1 u. 2 BayLplG sind zu beteiligen:
•	 die öffentlichen Stellen und in Art. 3 Abs. 1 Satz 2 BayLplG genannten Personen des Privat-

rechts, für die eine Beachtenspflicht begründet werden soll,
•	 die in Art. 15 Abs. 3 genannten Behörden,
•	 die nach Naturschutzrecht im Freistaat Bayern anerkannten Vereine, soweit sie in ihrem 

satzungsgemäßen Aufgabenbereich berührt sind,
•	 die betroffenen Wirtschafts-, Land- und Forstwirtschafts- sowie Sozialverbände, und
•	 die Öffentlichkeit.

Um für den Bedarfsfall gemäß Art. 18 Abs. 1 Satz 4 eine alternative Zugangsmöglichkeit bereitzustellen, 
liegen die Verfahrensunterlagen zur 27. Änderung des Regionalplans München – zusätzlich zu der Ver-
öffentlichung im Internet – in der Zeit vom 26. August 2026 bis zum 07. Oktober 2026 während der für 
den Parteiverkehr festgelegten Zeiten zur Einsicht für jedermann bei der Regierung von Oberbayern 
(höhere Landesplanungsbehörde, Zimmer 5418, Maximilianstraße 39, 80538 München) öffentlich aus.

Bis zum Ablauf der Beteiligungsfrist am 07.10.2026 besteht Gelegenheit, sich vorzugsweise elektro-
nisch zu dem o. a. Fortschreibungsentwurf gegenüber dem Regionalen Planungsverband München, 
Geschäftsstelle, Arnulfstraße 60, 80335 München, E-Mail: rpv-m@pv-muenchen.de zu äußern.

Nach Ablauf dieser Frist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrecht-
lichen Titeln beruhen (Art. 18 Abs. 1 Satz 6 BayLplG). Einwendungen der Umwelt- und Naturschutzver-
einigungen sind nach Ablauf dieser Frist ebenfalls ausgeschlossen.

Die in diesem Beteiligungsverfahren angegebenen personenbezogenen Daten werden entsprechend 
der Datenschutzerklärung des Regionalen Planungsverbands München verarbeitet (https://www.re-
gion-muenchen.com/datenschutzerklaerung).

Rechtsansprüche werden gemäß Art. 18 Abs. 1 Satz 7 BayLplG durch die Beteiligung nicht begründet.

München, 30.07.2026
Regionaler Planungsverband München
Marc Wißmann
Geschäftsführer
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